
Stellungnahme:  FFF  schmeißt
REVO  raus  –  Sind
Antikapitalismus  und  die
Klimabewegung unvereinbar?
Die Katze ist aus dem Sack: Pünktlich zum Ersten Mai hat uns die Nachricht
erreicht,  dass  nun  tatsächlich  ein  Antrag  durchgekommen  ist,  der  eine
Unvereinbarkeit  von  Fridays  For  Future  (FFF)  Deutschland  mit  REVO
beschließen soll.  Unser Name prangt nun im Hufeisen neben AFD, NPD,
MLPD und dem III. Weg im offiziellen Strukturpapier. Dass hier linke und
faschistische Gruppen so nebeneinander genannt werden, müsste schon für
Empörung sorgen.  Anfang April  wurde auf  bundesweiter  Ebene von FFF
entsprechender Antrag gestellt. Dieser ist so weit FFF-intern zu behandeln,
weswegen wir nicht auf Details der Erklärung eingehen können. Wir möchten
dennoch  zumindest  im  Groben  einige  der  Lügen  und  Vorwürfe  hier
einordnen,  damit  die  Debatte  einem  breiteren  Kreis  von  Aktivist_innen
zugänglich wird.

Im  Antrag  werden  wir  als  isolierte  Organisation  dargestellt,  deren
ausschließliche  Politik  ein  parasitäres  und  hinterhältiges  Unterwandern
anderer  linker  Kräfte  sei.  Angeblich  schrecken  wir  dabei  so  wenig  vor
Druckausübung bis hin zu unmittelbarer Gewalt zurück, dass allen Aktivisti
angst und bange werden müsste. Untermalt wird dies mit dem Vorwurf, dass
wir ein unkritisches Verhältnis zur DDR oder der RAF hätten. Für all diese
Vorwürfe  hätte  ein  fünfminütiger  Besuch  unserer  Insta-  oder  Webseite
ausgereicht,  um sich eines Besseren belehren zu lassen.  Man hätte dort
beispielsweise gesehen, dass wir tatkräftig in der Umweltbewegung aktiv
sind, aktionistische Basisarbeit an Schulen leisten, solidarisch in diversen
Bündnissen  mitwirken  und  himmelweit  davon  entfernt  sind,  mordlustige
Monster zu sein. Und wenn wir schon bei der schlechten Informationslage
sind:  Die  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  wurde  auch  direkt  als  unsere
„Dachorganisation“  ausgeschlossen,  während  wir  in  Wahrheit  von  dieser
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unabhängig sind.

Die politische Herkunft derjenigen, die uns hier als „Parasiten“ bezeichnen,
hat  dabei  schon eine gewisse Ironie:  Eine Führung,  in  welche Millionen
Schüler_innen ihre Hoffnung gesetzt haben, welche aber gleichzeitig keine
politischen Erfolge gegen die Regierung durchsetzen konnte und stattdessen
mit  den Grünen und den NGOs im Rücken ein  paar  ansehnliche Posten
gefunden hat, sollte mit diesem Wort vorsichtiger umgehen gegenüber einer
kleinen,  aktivistischen  Gruppe  von  Jugendlichen.  Angesichts  der  immer
größeren Dringlichkeit  der Klimakatastrophe,  der Mobilisierungsschwäche
unserer Bewegung und der Antwort der Ampel-Regierung, die in Lützerath
knochenbrechende Bullen auf uns los gehetzt hat und nun mehr und mehr
Aktivist_innen einknastet  (von LG z.  B.  ),  wäre es  rühmlicher,  wenn die
Führung der Bewegung eine allgemeine Debatte darüber anstieße, wie wir in
die  Offensive  übergehen  können,  anstatt  diejenigen,  die  es  auf  eigene
Initiative versuchen, auszuschließen.

Im  Konkreten  beziehen  sich  die  gegen  uns  erhobenen  Vorwürfe  zum
allergrößten Teil  auf angebliche Handlungen eines unserer Genoss_innen.
Mensch  hat  sich  2019  als  Schüler_in  in  FFF  politisiert,  sich  davon
wegradikalisiert und ist vor circa einem Jahr bei uns gelandet. Dennoch hat
sich  Mensch  bis  zum  Schluss  als  Teil  von  FFF  verstanden  und  noch
schwindende  Hoffnungen  reingesteckt,  dass  auch  die  Bewegung  die
offensichtlichen  Widersprüche  erkennt,  in  denen  sich  eine  bürgerliche
Umweltbewegung befindet. Hierbei war Mensch unter Anderem im linken
Flügel  von  FFF  aktiv  und  zwar  weitestgehend  eigenständig  und
unabgesprochen  mit  uns  als  REVO.

Erst recht haben wir den linken Flügel nicht geheim orchestriert. Dennoch
wird  uns  genau  dies  vorgeworfen,  wobei  unerheblich  ist,  ob  bestimmte
Geschichten stattfanden, bevor besagte Person überhaupt bei uns war und
welchen Anteil  sie  selbst  daran  geleistet  hat.  Wir  werden dabei  für  ein
Großteil der jüngeren linken Oppositionsarbeit verantwortlich gemacht, als
könnte so etwas nicht auch spontan in FFF passieren.

Uns  erscheint  es  so,  als  seien  alle  halbgaren  Infos  und  Vorwürfe



zusammengekratzt  worden,  die  gefunden  werden  konnten,  um  unsere
Positionen aus den Prozessen in FFF auszuschließen. Das andere sich an
bestimmten Verhaltensweisen gestört haben, ist sicherlich nachvollziehbar.
Aber  dass  für  eine  relativ  kleine  Orga  direkt  der  große  Hammer
„Unvereinbarkeit“  rausgeholt  wird,  wirft  schon  Fragen  auf.

Was ist der politische Hintergrund?
Millionen  von  Aktivisti  haben  sich  der  Bewegung  angeschlossen,  haben
Gegenwind geerntet und viel Energie in die Bewegung gesteckt. Und was
haben wir dafür bekommen? Lausige Klimapakete, folgenlose Konferenzen
und eine Menge heißer Luft. Dies führte dazu, dass der Abstand zwischen
unseren Aktionen größer und die Aktionen selbst kleiner wurden, sich viele
von uns frustriert von der Bewegung zurückgezogen haben. Die Bewegung
hat sich polarisiert in diejenigen, die für die Grünen im Bundestag sitzen,
während wir uns wie viele andere von den Bullen aus dem Danni oder Lützi
prügeln lassen.

In  unserem  Strategiepapier  zur  Krise  der  Klimabewegung  haben  wir
ausführlich dargelegt, welche Schritte wir als nächstes gemeinsam gehen
müssen, wenn wir die Bewegung retten und diesen Planeten erhalten wollen.
Wir müssen die Basis unserer Bewegung erweitern. Es kann nicht sein, dass
wir  hauptsächlich  aus  Schülis  und Studis  bestehen.  Wir  müssen auf  die
Beschäftigten  in  den  für  das  Klima  relevanten  strategischen
Wirtschaftssektoren  zugehen  und  uns  zusammen  organisieren.  Inhaltlich
müssen wir unsere Forderungen daran ausrichten, die Klimafrage mit der
Sozialen Frage zu verbinden. Andernfalls werden die Rechten diese Lücke
füllen  und ihre  Klimaleugnerei  als  Sozialpolitik  verkaufen.  Wir  brauchen
Klimaforderungen,  die  zugleich  soziale  Verbesserungen  für  alle  mit  sich
bringen,  statt  Verbote,  Entlassungen  und  Green  Washing.  Gleichzeitig
müssen wir anfangen unsere Forderungen auch dort an die Leute zu bringen,
wo wir uns tagtäglich aufhalten: in unseren Schulen, Unis und Betrieben. Vor
Ort  müssen  wir  Basiskomitees  aufbauen,  die  kontinuierlich  Arbeit  zum
Klimaproblem  machen  und  diese  mit  den  sozialen  Problemen  vor  Ort
verknüpfen.



Innerhalb von FFF rumort es und immer mehr Antikapitalist_innen fangen
an, die Politik der Führung von FFF in Frage zu stellen. Als Organisation sind
wir dabei ein leichtes Ziel, für diejenigen, die das verhindern wollen. Weil wir
offen  und  unangepasst  auftreten  und  dadurch  vielleicht  nicht  zu  den
Allerbeliebtesten gehören, und darauf sind wir stolz. Den verbliebenen linken
Kräften innerhalb von FFF sollte klar sein: Wenn man mit solchen Vorwürfen
durchkommt,  erhöht  das  den  Anpassungsdruck  auf  alle  anderen
antikapitalistischen Kräfte und schwächt deren Position massiv. Das sollte
eben diese Kräfte zum Nachdenken anregen, welche Rolle FFF noch spielen
kann.  Es  gibt  eine  große  Kluft  zwischen  einigen  Ortsgruppen  und  der
Bundesorga und die politische Perspektivlosigkeit, dass man durch Appelle
ein Einlenken der Regierung erreichen will, hat sich ein ums andere Mal
gezeigt.  Wir  wollen  FFF  zugutehalten,  dass  sie  die  Klimakrise  auf  die
Tagesordnung  gesetzt  haben.  Aber  zur  Bewältigung  brauchen  wir
kämpferische  und  antikapitalistische  Antworten.

Wir schlagen vor, gemeinsam mit linken Kräften der Umweltbewegung eine
antikapitalistische  Klimakonferenz  zu  organisieren,  um  Forderungen  und
Aktionsformen zu entwickeln, die diese Antworten leisten. Die Wähl-  und
Abwählbarkeit  ist  hierbei  zentral,  um  die  Verselbstständigung  von
Führungspersonen zu verhindern und eine basisdemokratische Kontrolle von
unten zu gewährleisten. Außerdem müssen wir dafür Sorge tragen, dass an
diesen Debatten und Auseinandersetzungen sowohl Arbeiter_innen als auch
marginalisierte  Gruppen  teilnehmen  können  und  gehört  werden.  Der
Charakter  einer  solchen  Konferenz  sollte  darauf  ausgerichtet  sein,  ein
gemeinsames antikapitalistisches Klima-Aktionsprogramm zu verabschieden,
in dem wir uns auf gemeinsame Forderungen und Aktionen einigen.

Der Widerstand gegen die Klimakrise geht also weiter und wir lassen uns
nicht unterkriegen! Kämpfen wir zusammen in den Schulen, Unis, Betrieben,
Gruben, Wäldern und auf der Straße!

Falls ihr eure Solidarität zeigen wollt, könnt ihr den Beitrag gerne teilen!



Mit  Vergesellschaftung  gegen
die  Klimakrise:  Eine  neue
Strategie für die Klimabewegung
muss her!
Ein  Diskussionsvorschlag  der  kommunistischen  Jugendorganisation
REVOLUTION

Hitzerekorde,  Jahrhundertfluten,  Waldbrände,  Nahrungsmittelknappheit,
Trinkwassermangel und Artensterben: Allein in den letzten Monaten haben
wir schon einmal einen kleinen Vorgeschmack auf das bekommen, was uns
erwartet,  wenn  wir  die  Klimakatastrophe  nicht  so  schnell  wie  möglich
aufhalten. Die nächsten paar Jahre werden ausschlaggebend dafür sein, ob
die Erderwärmung auf 1,5 Grad beschränkt werden und das Sterben von
Millionen  Menschen,  Hundertmillionen  Arten  und  die  Verödung  ganzer
Erdregionen noch verhindert werden kann. Da die führenden Politiker_innen
kein Interesse daran haben (siehe Ergebnisse des G7-Treffens in Elmau),
bleibt unsere einzige Hoffnung die globale Klimabewegung. Leider steckt
diese  hierzulande  gerade  in  einer  Krise,  die  wir  uns  angesichts  der
drohenden Katastrophe jedoch nicht leisten können. Mit den Massenaktionen
im Großraum Hamburg, den Klimacamps in Leipzig und im Rheinland, dem
FFF-Interregionale Sommerkongress und der Großdemo zur Enteignung von
RWE&Co. in Köln steht uns ein August im Zeichen des Klima-Aktivismus
bevor,  der  vielleicht  die  letzte  Chance  bietet,  noch  rechtzeitig  aus  der
Sackgasse  der  Klimabewegung  herauszukommen.  Mit  diesem  Papier
möchten wir allen Klimaaktivist_innen, -Strukturen und -Organisationen von
FFF bis „Letze Generation“ eine Strategie zur Diskussion vorschlagen, mit
der  wir  glauben,  unseren  guten  alten  Slogan  „Systemchange  not
Climatechange“  tatsächlich  noch  verwirklichen  zu  können.
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Dafür versuchen wir in diesem Papier 3 Fragen zu beantworten:

Warum steckt die Klimabewegung in der Krise?1.
Welche strategische Ausrichtung braucht die Bewegung, um daraus2.
zu kommen?
Wie lässt sich das praktisch umsetzen?3.

Warum steckt die Klimabewegung in der Krise?1.

Zuerst das Positive: Was wir geschafft haben ist, viele, und zwar wirklich
sehr viele Menschen auf die Straße zu bringen und das Klimaproblem damit
in den Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit zu tragen. FFF hat eine ganze
Generation von Jugendlichen politisiert und ihnen dazu verholfen, wertvolle
politische Kampferfahrungen in selbstorganisierten Strukturen und Aktionen
zu  machen.  Auch  wenn  die  Teilnehmer_innenzahlen  der  letzten
G r o ß m o b i l i s i e r u n g e n  s t e t i g  g e s u n k e n  s i n d ,  z ä h l e n  d i e
Klimagerechtigkeitsaktionen der letzten 3 Jahre nach wie vor zu den größten
Aktionen  überhaupt.  Dennoch  dürfen  wir  die  Augen  nicht  vor  dem
Offensichtlichen verschließen: Wir haben keine einzige unserer Forderungen
durchsetzen  können.  Millionen  von  Aktivisti  haben  sich  der  Bewegung
angeschlossen, haben viel Gegenwind und Repression für ihren Aktivismus
geerntet und viel Kraft, Energie und Arbeit in die Bewegung gesteckt. Und
was  haben  wir  dafür  bekommen?  Lausige  Klimapakete,  folgenlose
internationale Konferenzen und eine Menge heißer Luft. Dies führte dazu,
dass der Abstand zwischen unseren Aktionen größer und die Aktionen selbst
kleiner  wurden,  sich  viele  von  uns  frustriert  und  überarbeitet  von  der
Bewegung zurückgezogen haben.

Ein wichtiger Grund dafür liegt  darin,  dass zu viele  uns daran geglaubt
haben, dass die Partei „Bündnis 90/Die Grünen“ auf unser Seite stünde und
ein „Green New Deal“, ein grünerer Kapitalismus, möglich wäre. Wir haben
es verpasst mit der gesamten Bewegung eine Debatte darüber zu führen, wie
dieser vielzitierte „Systemchange“ denn eigentlich aussehen soll, ob dieser
innerhalb  des  Kapitalismus  gelingen  kann  und  welche  soziale  Kraft  ihn
mithilfe welcher Aktionsformen durchsetzen sollte. Stattdessen hat sich die
Bewegung  so  stark  fragmentiert,  dass  nun  Menschen  wie  Kathrin



Henneberg, Emilia Fester und Nyke Slawik für die Grünen im Bundestag
sitzen,  während sich die  anderen von den Bullen,  die  im Auftrag dieser
Regierung  handeln,  aus  dem  Danni  oder  von  der  A100  prügeln  lassen
müssen. Der Großteil von dem, was von der Klimabewegung übrig geblieben
ist,  ist  weiß* und hat  einen akademischen Hintergrund (kommt also von
Gymnasium/  Uni/  Hochschule  oder  hat  Akademiker_inneneltern).  Die
Tatsache,  dass  die  Anzahl  der  Aktivisti  zuerst  stagniert  und dann stetig
abgenommen hat, liegt also vor allem auch daran, dass wir es nicht geschafft
haben,  neue  und  bereite  Teile  der  Gesellschaft  außerhalb  von
klimabewussten  Studis  und  Schülis  für  unsere  Ziele  und  Aktionen  zu
gewinnen. Weder FFF, noch „Ende Gelände“, „Extinction Rebellion“ oder
„Letzte  Generation“  haben  unsere  Forderungen  und  Aktionen  zum
Klimaproblem  mit  den  sozioökonomischen  Interessen  der  Millionen  von
Lohnabhängigen politisch verknüpfen können.

Welche strategische Ausrichtung braucht die Bewegung, um2.
daraus zu kommen?

Es sind die führenden Industrienationen, die Sitz der lediglich 100 Firmen
sind,  die  für  über  70  Prozent  der  globalen  Treibhausgas-Emissionen
verantwortlich  sind.  Aus  Angst  die  eigene  führende  Stellung  auf  dem
Weltmarkt  in  Gefahr  zu  bringen,  wagt  es  keine  dieser  Regierungen,  die
Profite  ihre  Klimakil lerkonzerne  „zu  sehr“  durch  polit ische
Umweltschutzmaßnahmen  zu  beschneiden.  Der  Kampf  für  die  Erhaltung
dieses Planeten ist also ein Klassenkampf, bei dem die Seite des Kapitals mit
politischer Rückendeckung versucht, ihre Profite zu vermehren, während es
unsere  Aufgabe  sein  muss,  die  Zerstörung  unserer  natürlichen
Lebensgrundlagen aufzuhalten. Demzufolge muss es auch die Perspektive
der Klimabewegung sein, nicht einen „grüneren“ Kapitalismus zu fordern,
sondern  den  Widerspruch  zwischen  kapitalistischer  Marktlogik  und
nachhaltiger Lebensweise zu erkennen und aufzuheben. Unser strategischer
Partner  dafür  ist  die  organisierte  Arbeiter_innenbewegung.  Ihre  aktuelle
Führung  aus  sozialdemokratischen  Parteien  und  verknöcherten
Gewerkschaften steckt mit dem Kapital unter einer Decke und hat nur leere
Worte für den Klimaschutz übrig hat. Dennoch ist es ihre besondere Stellung
in der kapitalistischen Produktionsweise, die ihr die soziale Macht verleiht,



das System aus den Angeln zu heben. Denn wo gestreikt wird, kann kein
Profit  mehr fürs Kapital  produziert werden, es wird also gezwungen, auf
unsere  Forderungen  einzugehen.  Daher  müssen  wir  uns  aktiv  an  die
Gewerkschaften  und  die  Sozialdemokratie  wenden,  ihre  Führung  dazu
auffordern den Burgfrieden mit dem Kapital zu brechen und der Ausbeutung
sowohl des Menschen als auch des Planeten den Kampf anzusagen.

Verbesserungen statt Verzicht und Verboten

Die Regierung sagt, dass Verbote und individueller Verzicht die Lösung seien
für die Energie-  und Klimakrise.  Bei  steigenden Preisen sollen die Leute
sparen  und  die  Heizung  runterdrehen,  vielleicht  halt  auch  ein  bisschen
frieren. Manche sagen sogar, es sei gut, dass die Preise steigen, dann würde
weniger konsumiert. Gleichzeitig werden einige wenige immer reicher und
die  Regierung  beschließt  100  Milliarden  in  die  Bundeswehr  (selbst  ein
großer Klimakiller)  zu pumpen. Wollen wir unsere Klasse auf  die Straße
bringen, dürfen wir nicht in den Chor der Robert Habecks einfallen,  die
Frieren für Klima und Demokratie (eigentlich aber für die Interessen des
deutschen Kapitals) propagieren. Stattdessen brauchen wir Forderungen, die
nicht  nur  den  Klimawandel  stoppen,  sondern  auch  mit  konkreten
Verbesserungen  für  die  Arbeiter_innen  verbunden  sind:

Ausbau  des  öffentlichen  Nahverkehrs,  Schluss  mit  DB-Chaos,  9€-
Ticket 4ever!
Ausbau  der  erneuerbaren  Energien  unter  Arbeiter_innenkontrolle
und kostenlose Deckung eines Grundbedarfs für jede_n!
Verstaatlichung  der  Lebensmittelindustrie,  Preise  senken  und
nachhaltige Agrarwende organisieren!

Enteignen, enteignen, enteignen!

Indem wir  Energieproduktion,  Verkehr  oder  Landwirtschaft  demokratisch
organisieren, kontrollieren und planen, entreißen wir sie der egoistischen
und widersprüchlichen Marktlogik und können so ein Wirtschaften, orientiert
an unseren Bedürfnissen und der Erhaltung des Planeten anstatt  an der
Vermehrung von Profiten, umsetzen. Dabei lässt sich auch beispielsweise die
Spaltung zwischen Klimabewegung auf der einen und Beschäftigten in der



Kohle- und Autoindustrie auf der anderen Seite überwinden, denn durch die
Vergesellschaftung geht kein einziger Job verloren und da keine Profite für
die Chefs mehr erwirtschaftet werden müssen, bleibt auch mehr für alle
übrig. Neuere Ansätze wie „RWE&Co enteignen“ gehen deshalb bereits in
die  richtige  Richtung  und  sollten  weiter  diskutiert  und  vertieft  werden.
Gleichzeitig bieten sich so auch neue Potenziale, um Kämpfe zu verbinden:
Lasst  uns  den  Immobilienriesen  „Deutsche  Wohnen“  enteignen,  anstatt
klimaschädliche und platzraubende Luxuswohnungen zu bauen. Lasst uns
das Gesundheitssystem vergesellschaften, denn der Klimawandel produziert
nicht  nur  tödliche  Hitzewellen  und  Pandemien,  die  Privatisierung  der
Krankhäuser hat auch dafür gesorgt, dass die Pflegekräfte am Limit sind und
den Kranken nicht mehr genügend Betten zur Verfügung stehen. Lasst uns
an der Seite der Widerstandsbewegungen im globalen Süden die Agrar-,
Lebensmittel-  und Trinkwasserkonzerne vergesellschaften,  die aktuell  von
massiven  Preissteigerungen  profitieren,  während  andere  hungern.  Der
Kampf für die Vergesellschaftung der einzelnen Schlüsselstellen ist dabei nur
der erste Schritt in Richtung einer neuen globalen Wirtschaftsweise, die auf
der  Basis  von  Nachhalt igkeit ,  demokratischer  Planung  und
Bedürfnisorientierung  die  egoistische,  klimaschädliche  und  zerstörerische
Profitvermehrung des Kapitalismus hinter sich lässt.

Internationalismus muss

Die  westlichen  Industrienationen  versuchen  sich  mit  neuen  Recycling-
Verfahren und schicken E-Autos als besonders klimafreundlich darzustellen,
während sie  ihre  Müllberge einfach im globalen Süden abladen und die
Menschen in den Kobaltmienen schonungslos ausbeuten. Genauso versuchen
sie uns nun ihren Krieg gegen Russland als Rettungsmission für das Klima zu
verkaufen.  Dabei  reden „selbst“  die  Grünen schon öffentlich  davon,  den
Kohleausstieg erneut zu verschieben oder sogar in die Atomenergie wieder
einzusteigen. An die Stelle des russischen Gases tritt die RWE-Braunkohle,
das den Krieg im Jemen finanzierende saudische Öl und das Fracking-Gas
aus den USA, von rußkotzenden Flüssiggastankern einmal um die halbe Welt
geschippert. Als Klimabewegung können wir uns deshalb nicht einfach aus
der Kriegsfrage heraushalten. Es gilt sich weder auf die Seite Putins, noch



auf die Seite der NATO zu schlagen, sondern unseren Kampf gegen den
Klimawandel  als  Kampf  gegen  das  System  aus  konkurrierenden
imperialistischen  Nationalstaaten  zu  führen.  Eine  große  Stärke  unserer
Bewegung  ist  dabei  ihre  internationale  Vernetztheit.  So  lässt  sich  ein
internationales  System  auch  nur  durch  global  koordinierten  Widerstand
bekämpfen.

Wie lässt sich das praktisch umsetzen?3.

Die Klimacamps in Leipzig und im Rheinland, aber auch der Interregionale
Sommerkongress  in  Darmstadt  bieten  gute  Möglichkeiten  dafür,  einen
solchen  Strategiewechsel  zu  diskutieren.  Die  Klimacamps  könnten  als
Vorbereitung dafür  dienen,  eine Klima-Aktionskonferenz vorzubereiten,  in
der alle Teile der Klimabewegung durch wähl- und abwählbare Delegierte
repräsentiert sind. Die Wähl- und Abwählbarkeit der Delegierten ist dabei
besonders zentral,  um die Verselbstständigung von Führungspersonen zu
verhindern (danke für nichts Luisa…) und eine basisdemokratische Kontrolle
von  unten  gewährleisten.  Die  rassistischen  Vorfälle  innerhalb  der
Klimabewegung haben außerdem die Notwendigkeit aufzeigt, die Frage der
Verschränkung von strukturellem Rassismus, (Neo-)Kolonialismus und Klima
auf die Tagesordnung zu holen, sowie auch bewegungsinterne Schutzräume
für POCs zu schaffen. Der Charakter einer solchen Konferenz sollte darauf
ausgerichtet sein, ein gemeinsames Aktionsprogramm zu verabschieden, in
dem  wir  uns  auf  gemeinsame  Forderungen  und  Aktionen  einigen.  In
Vergangenheit  ging  es  auf  Klimacamps  und  -konferenzen  häufig  um
Vernetzung, Spiel&Spaß sowie interessante Workshops. Das ist auch nicht
verkehrt, jedoch sollte im Zentrum der basisdemokratische Beschluss eines
verbindlichen  Aktionsprogrammes  stehen,  damit  wir  als  Klimabewegung
nach einer solchen Konferenz gestärkt auf dasselbe Ziel zugehen.

Um den oben beschworenen Druck auf Sozialdemokratie und Gewerkschaftet
praktisch  aufzubauen  sind  neben  offenen  Briefen  auch  Aktionen  vor
Gewerkschaftszentralen,  Betriebstoren  oder  zu  Parteiversammlungen  nötig.

Gleichzeitig müssen wir anfangen unser Aktionsprogramm auch dort unter
die Leute zu bringen, wo wir uns tagtäglich aufhalten: in unseren Schulen,



Unis  und  Betrieben.  Vor  Ort  müssen  wir  Basiskomitees  aufbauen,  die
kontinuierlich Arbeit zum Klimaproblem machen und diese mit den sozialen
Problemen vor Ort verknüpfen. Anstelle sich nur unter Gleichgesinnten zu
bewegen,  lohnt  es  sich  durch  Mobilisierungen,  Vollversammlungen  und
kleineren Aktionen vor Ort die Debatte zu anderen Leuten zu bringen und
unsere  Themen  sichtbarer  zu  machen.  Das  sorgt  für  eine  stetige
Auseinandersetzung  und  befähigt  gleichzeitig  viele  von  uns,  sich  mehr
einzubinden. Vor allem, ist die Hemmschwelle, sich einzubringen, für viele
dort wesentlich geringer. Lasst uns Vollversammlungen und Veranstaltungen
an unseren Schulen und Unis organisieren, auf denen wir gemeinsam mit den
Belegschaften und Gewerkschaften diskutieren. Gleichzeitig sollten wir als
Schüler_Innen,  Studis  und  Aktivist_Innen  Streikversammlungen  und
Streikposten  von  Beschäftigten  besuchen,  um  unsere  Solidarität
auszudrücken und gemeinsame Schnittstellen im Kampf für  eine bessere
Welt auszuloten.

Die Weltlage und Aufgaben der
Arbeiter_Innenklasse
Jaqueline Katherina Singh

In  den vergangenen zwei  Jahren sah sich  die  Welt  mit  einer  Reihe von
miteinander  verknüpften  Krisen  konfrontiert.  An  erster  Stelle  steht  eine
weltweite  Gesundheitskrise.  Covid-19  hat  die  Regierungen  und
Gesundheitssysteme überrascht,  obwohl  Epidemiolog_Innen und die WHO
vor  einer  wahrscheinlichen  zweiten  SARS-Epidemie  gewarnt  und  die
Gewerkschaften des Gesundheitspersonals darauf hingewiesen hatten, dass
ihre  Krankenhäuser  und  Kliniken  für  eine  solche  nicht  gerüstet  sind.
Covid-19 hat weltweit mehr als fünf Millionen Todesopfer gefordert, wütet
mit seinen Delta- und Omikron-Varianten immer noch – und bricht in Ländern
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wieder aus, die überzeugt waren, die Krankheit unter Kontrolle zu haben und
ihre Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

Die Schlagzeilen der letzten beiden Jahre beherrschten aber auch die sich
häufenden extremen Wetterereignisse – Überschwemmungen, Waldbrände,
Dürren  -,  die  rund  um  den  Globus  wüten  und  die  Aussicht  auf  einen
katastrophalen Klimawandel unbestreitbar machen. Im krassen Gegensatz zu
den Gefahren  endete  der  Weltklimagipfel  einmal  mehr  im –  Nichts.  Die
wichtigsten Staaten blockierten jede feste Verpflichtung zur Reduzierung von
CO2-Emissionen. Wieder einmal wurden die halbkolonialen Länder, vor allem
in den bereits stark geschädigten Tropenzonen, um die Milliarden betrogen,
die sie zur Bekämpfung der Auswirkungen benötigen. Stattdessen wurden
ihnen weitere Kredite angeboten.

Im Jahr 2020 verursachte Covid den stärksten Einbruch der Weltwirtschaft
seit den 1930er Jahren. Auch wenn die globale Ökonomie schon davor im
Niedergang war, so synchronisiert die Pandemie die Rezession und diese
prägt  auch  den  Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  die
Maßnahmen  der  Regierungen.  Die  Lockdowns  zwangen  die  großen
imperialistischen  Staaten,  mit  den  neoliberalen  Dogmen  über  die
Staatsausgaben zu brechen. Die Zinssätze, die jahrelang bei null lagen, um
die zur Stagnation neigenden Volkswirtschaften anzukurbeln, erlaubten es
den  Staaten  nun,  Billionen  zu  leihen  und  in  den  imperialistischen
Kernländern die Auswirkungen der Krise auf die Massen abzumildern. Die
Unterbrechung der Versorgungsketten, der Weltmärkte und die wiederholten
Aussperrungen haben enorme Verluste verursacht, auch wenn deren volles
Ausmaß erst nach Beendigung der Pandemie deutlich werden wird. Auch
wenn in einigen Ländern ein kurzfristiger Konsumboom möglich sein mag,
wenn  sich  die  Wirtschaften  etwas  erholen,  so  wird  dieser  eher  einem
Strohfeuer denn einer ernsten Erholung gleichkommen.

Ökonomische Auswirkungen
Mit Beginn der Pandemie stand ab Ende Februar 2020 die Wirtschaft still
und  internationale  Produktionsketten  lagen  brach.  Viele  bürgerliche
Forschungsinstitute und Konjunkturprognosen übten sich trotzdem in den



letzten  beiden  Jahren  in  Sachen  Optimismus.  In  Vorhersagen  wurde  
festgehalten, dass die Erholung schnell  erfolgen und munter weitergehen
wird – schließlich sei die Pandemie nur ein externer Faktor.

Die ganze Realität bildet das allerdings nicht ab. Nach dem Einbruch der
weltweiten Wirtschaftsleistung 2020 um 3,2 % folgte in diesem Jahr zwar
eine Erholung. In seinem vierteljährlichen Bericht ging der IWF im April
2021 noch von einer Steigerung der globalen Wirtschaftsleistung von 6,4 %
aus – und musste diese Prognose nur um 0,4 % nach unten korrigieren.
Begründet  wurden  die  optimistischen  Prognosen  mit  dem  Beginn  der
Impfungen, der damit verbundenen Erwartung eines Endes der Pandemie
sowie den Konjunkturpaketen.

So ist es auch kein Wunder, dass vor allem die imperialistischen Zentren
Erholung verzeichnen, während die Länder, die sich weder Impfstoff noch
Konjunkturpakete leisten können, zurückbleiben. Genauer betrachtet ist das
Wachstum in den imperialistischen Zentren jedoch langsamer als erhofft und
begleitet von Inflation. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der Stillstand der
Handels- und Produktionsketten hat einen länger anhaltenden Einfluss, wie
man  beispielsweise  an  der  Halbleiterproduktion  betrachten  kann.  Hinzu
kommen gestiegene Energie- und Rohstoffpreise. So meldete das deutsche
statistische Bundesamt, dass die Erzeugerpreise im September 2021 um 14,2
% im Vergleich zum Vorjahr nach oben gingen – die stärkste Steigerung seit
der Ölkrise 1974. Die Energiekosten sind laut Bundesamt zusätzlich um 20,4
% teurer geworden. Auch Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren sowie
Inflation  verlangsamen  das  Wachstum.  Zentral  sind  aber  niedrige
Investitionsraten,  die  zwar  durch  die  massiven  Konjunkturpakete
angekurbelt  werden,  aber  vor  allem  im  privaten  Sektor  gering  ausfallen.

Ebenso darf bei der Betrachtung nicht vergessen werden, dass die Folgen
der Finanzkrise 2007/08 noch längst nicht ausgelöffelt sind. Vielmehr hat
sich  die  internationale  Schuldenlast  massiv  erhöht  und  auch  die
Niedrigzinspolitik  lief  die  letzte  Dekade  munter  weiter.

Letztlich erfordern kapitalistische Krisen eine Vernichtung überschüssigen
Kapitals. In der Rezession 2009 fand diese jedoch nicht annähernd in dem



Maße statt, das notwendig gewesen wäre, um einen neuen Aufschwung der
Weltökonomie  zu  ermöglichen.  Staatdessen  war  das  letzte  Jahrzehnt
weitgehend  eines  der  Stagnation.

Die Politik des billigen Geldes in den imperialistischen Zentren verhinderte
dabei  nicht  nur die  Vernichtung überschüssigen Kapitals,  sondern führte
auch zu einem massiven Anstieg der öffentlichen wie privaten Schuldenlast;
neue  spekulative  Blasen  bildeten  sich.  Die  Coronamaßnahmen  vieler
imperialistischer Regierungen haben diese Lage noch einmal befeuert. So
wurden zwar befürchtete große Pleiten vorerst verhindert – gleichzeitig gilt
ein bedeutender Teil der Unternehmen mittlerweile als „Zombiefirmen“, also
Betriebe,  die selbst  wenn sie Gewinn machen,  ihre Schulden nicht mehr
decken können und eigentlich nur künstlich am Leben erhalten werden.

Hinzu  kommen  weitere  Faktoren,  die  deutlich  machen,  dass  in  den
kommenden  Jahren  mit  keiner  Erholung  der  Weltwirtschaft,  sondern
allenfalls mit konjunkturellen Strohfeuern zu rechnen ist. Erstens fällt China
anders als nach 2008 als Motor der Weltwirtschaft aus. Zweitens verschärfen
zunehmende  Blockbildung  wie  auch  Fortdauer  der  Pandemie  die
wirtschaftliche  Lage  selbst  und  können  nicht  nur  als  vorübergehende
Faktoren betrachtet  werden.  Drittens reißt  die  aktuelle  Lage schon jetzt
wichtige Halbkolonien in die Krise. Ländern wie Argentinien, der Türkei oder
Südafrika drohen Insolvenz und Zusammenbruch ihre Währungen.  Indien
und Pakistan befinden sich ebenfalls ganz oben auf der Liste von Ländern,
die IWF und Weltbank als extrem krisengefährdet betrachten.

Zusammengefasst  heißt das:  Die Folgen der Finanzkrise 2007/08 wurden
noch abgefedert. Jetzt erleben wir eine erneute Krise von größerem Ausmaß,
die diesmal fast alle Länder gleichzeitig erfasst.  Doch der Spielraum der
herrschenden Klasse ist dieses Mal geringer.

Auswirkungen auf das Weltgefüge
Somit ist klar, dass die Coronapandemie und ihre Folgen die Welt noch für
einige Zeit in Schach halten werden. Nicht nur, weil wir mit Mutationen
rechnen müssen, gegen die die Impfstoffe unwirksamer sind, sondern die



Pandemie ist längst kein „externer“ Faktor mehr, sondern ihrerseits eng mit
den globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und deren politischen Folgen
verwoben.  Ein  einfaches  Zurück  zur  „Vor  Corona“-Zeit  ist  somit  nicht
möglich.

Bereits vorher war die internationale Lage zwischen den imperialistischen
Kräften angespannt. Der  Handelskrieg zwischen USA und China bestimmt
zwar nicht mehr die Schlagzeilen in den Zeitungen, aber die aktuelle Krise
verschärft die innerimperialistische Konkurrenz erneut auf allen Ebenen. Die
massive  Überakkumulation  an  Kapital  spitzt  nicht  nur  die  ökonomische
Konkurrenz zu,  sondern  wird auch das Feuer der innerimperialistischen
politischen Querelen weiter anfachen. Schließlich will niemand die Kraft sein,
auf deren Kosten die anderen ihr Kapital  retten. Praktisch bedeutet das:
weitere harte Handels- und Wirtschaftskonflikte, zunehmende ökonomische
Tendenz zur Blockbildung und Kampf um die Kontrolle etablierter oder neuer
halbkolonialer Wirtschaftsräume. Die USA und China, aber auch Deutschland
und die EU verfolgen dies mit zunehmender Konsequenz.

Dies hat nicht nur ökonomische, sondern auch politische Folgen, darunter die
zunehmende  Militarisierung  sowie  eine  weitere  Eskalation  kriegerischer
Auseinandersetzungen.  Hinzu kommt,  dass  die  Pandemie den Trend zum
Nationalprotektionismus verschärft hat und ein widersprüchliches Moment in
sich trägt. Wie wir an Lieferengpässen sehen, sind die Produktionsketten
mittlerweile extrem verschränkt. Ein einfaches Entflechten gemäß dem Ideal,
„alles was man braucht“, im eigenen Staat zu produzieren, ist schlichtweg
nicht möglich. Dennoch kann es infolge von vermehrten ökonomischen und
politischen  Konflikten  zur  Erhebung  weiterer  Zölle,  wechselseitigen
Sanktionen  etc.  kommen.  Auch  wenn  dies  die  Weltwirtschaft  selbst  in
Mitleidenschaft  ziehen  wird,  so  werden  solche  Konflikte  zunehmen.  Das
Kräftemessen  kann  zugleich  auch  deutlich  machen,  welche  Länder  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen  Kette  bilden,  und  seinerseits
innere Konflikte zuspitzen und ganze Staaten destabilisieren.

Die Aussichten sind also nicht besonders rosig. Schon das letzte Jahrzehnt
war  von  einer  Zunahme  autoritärer,  rechtspopulistischer  und
bonapartistischer Tendenzen geprägt, die sich unter dem gesellschaftlichen



Ausnahmezustand  der  Pandemie  verschärft  haben.  Um  in  kommenden
Auseinandersetzungen mögliche Proteste in Schach zu halten, ist damit zu
rechnen, dass wir eine Verstärkung von Rechtspopulismus, Autoritarismus,
Bonapartismus erleben werden.

Angesichts diese krisenhaften Lage erheben sich zentrale Fragen: Wer wird
zur Kasse gebeten, um die Rettungs- und Konjunkturpakete zu finanzieren?
Wer wird die Kosten der Krise zahlen? Welche Klasse prägt die zukünftige
Entwicklung?

Bedeutung für die Arbeiter_Innenklasse
Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Nicht die Herrschenden wollen
den Kopf hinhalten und so werden die bürgerlichen Regierungen natürlich
versuchen,  die  Last  vor  allem auf  die  Arbeiter_Innenklasse,  die  Bauern-
/Bäuerinnenschaft und die Mittelschichten abzuwälzen, wie dies im Grunde
schon während der Coronakrise der Fall  war. Fast überall  arbeiteten die
jeweiligen Gesundheitssysteme an ihren Grenzen und Gewalt, insbesondere
gegen  Frauen,  hat  gesamtgesellschaftlich  stark  zugenommen.  Allein  die
unmittelbaren Folgen des Stillstands wie Massenentlassungen, Verelendung
und massiver Zuwachs an Armut sind global schnell sichtbar geworden. So
erwartet  der  Internationale  Währungsfonds,  dass  die  Pandemie  den
Fortschritt in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
annulliert sowie die Ungleichheit weiter verstärkt.

Die  größten  Auswirkungen  sind  in  Ländern  mit  niedrigen  und  mittleren
Einkommen zu verzeichnen. Dort beträgt deren Verlust mehr als 15 Prozent.
Genau diese Länder haben zudem die  schwächsten Sozialsysteme.  Hinzu
kommt die steigende Inflation, die die Lebenshaltungskosten in Ländern wie
der Türkei oder dem Libanon und vielen anderen in die Höhe treibt. Das
Festhalten  der  imperialistischen  Länder  an  den  Patenten  zugunsten  der
Profite sorgt dafür, dass die Lage sich nicht in absehbarer Zeit verbessern
wird.

Nicht allzu viel besser sieht die Situation in den imperialistischen Zentren
aus. Auch hier gab es zahlreiche Entlassungen. So hatten die USA 2020 ihr



historisches  Hoch.  Die  Konjunkturpakete  oder  Hilfen  wie  das
Kurzarbeiter_Innengeld in Deutschland federn zwar die Auswirkungen der
Krise ab, aber auch hier ist die Inflation deutlich in der Tasche zu spüren.

Was kommt?
Aufgrund  des  konjunkturellen  Aufschwungs  in  den  USA und  in  etlichen
europäischen Staaten werden die kurzfristigen Auswirkungen hier andere
sein als für große Teile der Massen in den Halbkolonien. Letztere werden von
einer  Dauerkrise  der  Wirtschaft,  der  Pandemie  und  auch  ökologischen
Katastrophen geprägt sein. Das heißt, dass in den halbkolonialen Ländern
der Kampf für ein Sofortprogramm gegen die akute Krise und Pandemie eine
zentrale  Rolle  spielen  wird,  das  die  verschiedenen  ökonomischen  und
sozialen Aspekte umfasst. Grundsätzlich können wir davon ausgehen, dass
der Klassenkampf in diesen Ländern aufgrund der zugespitzten sozialen und
politischen Lage eine weit explosivere Form annehmen wird.

Die Extraprofite des imperialistischen Kapitals in den Metropolen sowie der
aktuelle konjunkturelle Aufschwung in etlichen Ländern erlauben in diesen
Staaten  mehr  Spielraum  für  gewerkschaft l iche  und  soziale
Umverteilungskämpfe.  Ebenso kann es sein,  dass teilweise reformistische
oder  linkspopulistische  Kräfte  an  Aufwind  gewinnen.  Schließlich  hat  die
Gesundheitskrise  in  den  Augen  von  Millionen  verdeutlicht,  dass  massive
Investitionen, Verstaatlichungen und Neueinstellungen in diesem Bereich wie
auch in anderen Sektoren nötig sind (Wohnung, Verkehr … ). Bürgerliche wie
reformistische Kräfte  versuchen,  dem verbal  entgegenzukommen und die
Spitze zu nehmen. So beinhalten das Programm Bidens wie auch der Green
Deal der EU Versprechen, die ökologischen Probleme zu lösen und soziale
Ungleichheit  zu  reduzieren.  In  der  Realität  werden  sich  diese
Reformversprechen  als  Quadratur  des  Kreises  entpuppen.

In Wirklichkeit sind es Programme zur Erneuerung des Kapitals, nicht der
Gesellschaft. Der Arbeiter_Innenklasse und den Unterdrückten wird nichts
geschenkt,  schon  gar  nicht  in  der  Situation  zunehmenden  Wettbewerbs.
Während die wirtschaftliche Lage in den imperialistischen Ländern jedoch
kurzfristig einen gewissen Verteilungsspielraum eröffnen kann, der von der



Arbeiter_Innenklasse  genutzt  werden  muss,  besteht  dieser  in  den
halbkolonialen Ländern praktisch nicht. Dort können und werden sich selbst
Kämpfe um soziale,  ökonomische und demokratische Verbesserungen viel
rascher zum Kampf um die politische Macht zuspitzen, wie z. B. der Sudan
zeigt.

Auch  wenn  die  Situation  in  imperialistischen  Ländern  und  Halbkolonien
bedeutende Unterschiede birgt, so sind alle wichtigen Auseinandersetzungen
unserer Zeit – der Kampf gegen die Pandemie, die drohende ökologische
Katastrophe,   die  Folgen  der  Wirtschaftskrise  und  die  zunehmende
Kriegsgefahr – Fragen des internationalen Klassenkampfes. Sie können auf
nationaler Ebene letztlich nicht gelöst werden.

Wo aber beginnen?
Zuerst ist es wichtig zu verstehen, dass die verschlechterte Situation der
arbeitenden Klasse nicht automatisch Proteste mit sich bringt. Diese gibt es
zwar,  ebenso  wie  Streiks  und  Aufstände,  jedoch  sind  sie  erstmal  nur
Ausdruck der spontanen Unzufriedenheit der Massen. Zu glauben, dass aus
ihnen mehr erwachsen muss oder sie von alleine zu einer grundlegenden
Lösung  führen  werden,  ist  falsch,  ein  passiver  Automatismus.  Streiks
befördern natürlich das Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse, dass sie sich
kollektiv zusammenschließen muss, um höhere Löhne zu erkämpfen. Nicht
mehr und nicht weniger. Ihr spontanes Bewusstsein im ökonomischen Kampf
ist jedoch selbst noch eine Form bürgerlichen Bewusstseins, weil es auf dem
Boden  des  Lohnarbeitsverhältnisses  steht.  Es  stellt  insbesondere  in
Friedenszeiten nicht das kapitalistische System in Frage, sondern fordert
erstmal  nur  mehr  Lohn  ein.  Ähnliches  gilt  für  Proteste  beispielsweise
aufgrund von Hunger. Beide – Streiks und spontane Proteste – tragen jedoch
in sich das Potenzial, zu mehr zu werden. Allerdings nur, wenn es geschafft
werden kann, die Grundlage der Misere aufzuzeigen, zu vermitteln, dass die
Spontaneität der Proteste noch nicht automatisch die Lösung bringt, sondern
es einen organisierten Umsturz braucht, um dieses System erfolgreich zu
zerschlagen.  Es  ist  Aufgabe  von  Revolutionär_Innen,  dieses  Verständnis,
dieses  Bewusstsein  in  die  Klasse  zu  tragen  und  die  dazu  notwendigen



Schritte zu vermitteln. Dies ist jedoch leichter geschrieben als getan, denn
ein Blick auf die aktuelle Lage zeigt, dass es viele Widerstände gibt, die man
zu überwinden wissen muss.

Kämpfe und Kontrolle
Das heißt, dass man in die existierenden Kämpfe intervenieren und diese
zuspitzen muss.  Beispielsweise  durch Forderungen,  die  weiter  gehen als
jene,  die  bereits  aufgeworfen  werden.  Es  reicht  nicht,  nur  kommende
Angriffe  abzuwehren,  vielmehr  müssen  die  Abwehrkämpfe  mit  dem Ziel
geführt  werden,  konkrete  Verbesserungen  zu  erkämpfen,  und  dabei
aufzeigen,  was  für  eine  andere  Welt  möglich  wäre.  Denn  der  Illusion
anzuhängen,  dass es irgendwann genauso wie vor der Pandemie werden
kann, ist eine Illusion, wie die obige Diskussion der Weltlage aufzeigt. Zudem
war dieser Zustand eh nur für einen sehr geringen Teil der Weltbevölkerung
annehmbar.  Beispielsweise  kann  das  dafür  notwendige  Bewusstsein
folgendermaßen  vermittelt  werden:

In  Zeiten  permanenter  Preissteigerungen  geraten  selbst  erfolgreiche
Lohnkämpfe an ihre Grenzen. Die Forderung nach höheren Löhnen muss
daher  mit  der  nach  automatischer  Anpassung  an  die  Preissteigerung
verbunden  werden.  Da  zur  Zeit  die  Preise  für  die  Konsumgüter  der
Arbeiter_Innenklasse (Mieten, Heizung, Lebensmittel) stärker steigen, als es
die  statistische  Inflationsrate  zum  Ausdruck  bringt,  sollte  durch  die
Gewerkschaften  und  Verbraucher_Innenkomitees  ein  Index  für  die  reale
Steigerung der Lebenshaltungskosten erstellt und immer wieder aktualisiert
werden.  An  diesen  sollten  die  Löhne  und  Gehälter  angeglichen  werden.
Damit dies auch wirklich passiert, sollten wir uns nicht auf den Staat (und
schon gar nicht auf die Ehrlichkeit der Unternehmen) verlassen, sondern
müssen  dazu  betriebliche  Kontrollkomitees  –  also  Formen  der
Arbeiter_Innenkontrolle  –  etablieren.

So kann ein konkretes Problem – die Steigerung der Lebenshaltungskosten –
für die gesamt Klasse angegangen und mit dem Aufbau von Organen der
Arbeiter_Innenkontrolle,  also  der  betrieblichen  Gegenmacht,  verbunden
werden.



Ähnliches lässt sich auch für andere Bereiche zeigen. Die Forderung nach
massiven Investitionen in den Gesundheitssektor stellt sich weltweit. Dies
muss  durch  Besteuerung  der  Reichen  passieren  unter  Kontrolle  der
Arbeiter_Innen selber. Hier bedarf es neben einer Erhöhung der Löhne auch
einer enormen Aufstockung des Personals, um Entlastung zu schaffen.

Hinzu kommt, dass die Arbeit  im gesamten Care-Sektor oftmals geringer
vergütet wird, da dieser nicht im gleichen Maße Mehrwert produziert – und
somit nicht auf gleicher Ebene rentabel ist. Das ist nur einer der Gründe,
warum  es  entscheidend  ist,  dass  die  Investitionen  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten stattfinden. Sie können aufgrund ihrer Berufsqualifikation und
-erfahrung wesentlich besser entscheiden, wo Mängel im Joballtag bestehen,
und  hegen  zeitgleich  kein  materielles  Interesse  daran,  dass  der
Gesundheitssektor  so  strukturiert  ist,  dass  er  Profite  abwirft.  Zentral  ist
allerdings  beim Punkt  Kontrolle,  dass  sie  nicht  einfach  so  herbeigeführt
werden kann. Damit dies nicht nur schöne Worte auf Papier bleiben, sondern
sie  Realität  werden kann,  bedarf  es  Auseinandersetzungen innerhalb der
Betriebe, bei denen sich Streik- und Aktionskomitees gründen. Diese stellen
Keimformen  von  Doppelmachtorganen  dar,  die  den  Weg  zur
Arbeiter_Innenkontrolle ebnen. Nur so kann die nötige Erfahrung gesammelt
werden sowie sich das Bewusstsein entwickeln, dass die existierende Arbeit
kollektiv auf die Arbeitenden aufgeteilt werden kann.

Ebenso müssen wir  dafür  einstehen,  dass  die  Patente  für  die  Impfstoffe
abgeschafft werden. Es wird deutlich, dass das Vorenthalten nicht nur aktiv
dafür sorgt, dass Menschen in Halbkolonien an dem Coronavirus sterben,
sondern auch durch die Auswirkungen auf die Wirtschaft stärker verarmen.
Ausreichend allein ist dies natürlich nicht. Die Freigabe der Patente muss mit
der  kostenlosen  Übergabe  von  Wissen  und  den  nötigen  technischen
Ressourcen verbunden werden – ein kleiner Schritt, der dafür sorgt, dass die
stetige Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern sich an diesem Punkt
nicht  weiter  verfestigt.  Nur  so  kann  die  Grundlage  geschaffen  werden,
etwaige Mutationen des Virus zu verringern.  Falls  diese doch entstehen,
erlaubt  es  schnelles  Handeln  bei  der  Produktion  notwendiger  neuer
Impfstoffe. Auch dies kann nur geschehen, wenn nicht die Profitinteressen



der imperialistischen Länder und Pharmaindustrie vorrangig bedient werden.
Deswegen  müssen  auch  hier  die  Konzerne  enteignet  und  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  gestellt  werden.

Doch so einfach ist es nicht …
Dies sind Forderungen, die weltweit ihre Relevanz haben und die Grundlage
für eine internationale Antikrisenbewegung legen können. Doch einfacher
geschrieben als durchgesetzt. Denn wie bereits zuvor geschrieben: Es gibt
Widerstände, auch innerhalb der Klasse.

Niederlagen in den Klassenkämpfen des letzten Jahrzehntes, vor allem des
Arabischen Frühlings,  aber auch von Syriza in  Griechenland trugen eine
tiefe, desillusionierende und demoralisierende Auswirkung auf die Massen
mit sich. Nicht die Linke, sondern die populistische Rechte präsentierte sich
in den letzten fünf Jahren immer wieder als pseudoradikale Alternative zur
Herrschaft der tradierten „Eliten“. Diese konnte sich aufgrund der Passivität
der Linken innerhalb der Coronakrise profilieren. So kann die Zunahme eines
gewissen Irrationalismus‘ in Teilen des Kleinbürger_Innentums, aber auch
der  Arbeiter_Innenklasse  beobachtet  werden.  Rechte  schaffen  es,  die
Bewegung für sich zu vereinnahmen und dort als stärkste Kraft aufzutreten –
was Grundlage für ihr Wachstum ist, aber auch ihre Radikalisierung mit sich
bringt.

Die Dominanz von Reformist_Innen und Linkspopulist_Innen drückt sich in
einer Führungskrise der gesamten Arbeiter_Innenklasse aus. Zwar werden
Kämpfe geführt, wenn es sein muss – also wenn es Angriffe gibt. Letztlich
läuft die Politik der Gewerkschaftsbürokratien und der Sozialdemokratie –
aber schließlich auch der Linksparteien –  auf  eine Politik der nationalen
Einhe i t  mi t  dem  Kap i ta l ,  au f  Koa l i t i onsreg ierungen  und
Sozialpartner_Innenschaft  in  den  Betrieben  hinaus.  Die  Politik  des
Burgfriedens sorgt dafür, dass Proteste im Zaum gehalten werden oder erst
gar  nicht  aufkommen.  Somit  besteht  eine  der  zentralen  Aufgaben  von
Revolutionär_Innen  darin,  den  Einfluss  dieser  Kräfte  auf  die  Masse  der
Arbeiter_Innenklasse zu brechen.



Internationalismus
Dies geschieht jedoch nicht durch alleiniges Kundtun, dass Bürokratie & Co
üble  Verräter_Innen  sind.  Sonst  wäre  es  schon  längst  im  Laufe  der
Geschichte passiert, dass die Massen sich von diesen Kräften abwenden und
automatisch zu Revolutionär_Innen werden. Deswegen bedarf es hier der
Takt ik  der  Einheits front ,  des  Aufbaus  von  Bündnissen  der
Arbeiter_Innenklasse  für  Mobilisierungen  um  konkrete  Forderungen.
Aufgabe ist, möglichst große Einheit der Klasse im Kampf gegen Kapital und
Staat herzustellen und im Zuge der Auseinandersetzung aufzuzeigen, dass
die  Gewerkschaftsbürokratie  oder  reformistische  Parteien  sich  selbst  für
solche Forderungen nicht konsequent ins Zeug legen.

Entscheidend  ist  es  also,  bestehende  Kämpfe  und  Bewegungen
zusammenzuführen, die existierende Führung dieser sowie der etablierten
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse  herauszufordern.  Dies  kann
beispielsweise  dadurch  geschehen,  dass  es  eine  Wiederbelebung  der
Sozialforen  gibt  –  diesmal  jedoch  nicht  nur  als  Versammlungen  zur
unverbindlichen Diskussion, sondern zur beschlussfähigen Koordinierung des
gemeinsames Kampfes. Doch ein alleiniges Zusammenführen von ganz vielen
verschiedenen Bewegungen reicht nicht. Unterschiedliche Positionierungen,
Eigeninteressen und fehlende oder falsche Analysen können zu Stagnation
und  letztendlich  zum  Niedergang  dieser  führen.  Es  braucht  einen
gemeinsamen Plan, ein gemeinsames – revolutionäres – Programm, für das
die  revolutionäre  Organisation  eintreten  muss.  Eine  solche  müssen  wir
aufbauen – in Deutschland und international.

Luisa Neubauer, Carola Rackete

https://onesolutionrevolution.de/luisa-neubauer-carola-rackete-und-das-recht-der-kapitalist_innen/


und  das  Recht  der
Kapitalist_Innen
„Wer hat  die  Macht,  Verträge zu  brechen?“  –  diese  Frage stellen  Luisa
Neubauer  und  Carola  Rackete  im Spiegel  und  beantworten  sie  auf  ihre
Weise.  Die  „Gruppe  ArbeiterInnenmacht  “  hat  ein  Kommentar  dazu
geschrieben, das wir cool finden und an dieser Stelle hier mit euch teilen
wollen.

Marx
schreibt im Kapital zum Kampf um die Länge des Arbeitstages: „Zwischen
gleichen
Rechten entscheidet die Gewalt“. Sichtbar wurde diese Wahrheit neuerdings
im
Dannenröder  Wald.  Den  Besetzer_Innen  wurde  in  Verkennung,  ja
Umkehrung  der
Realität weithin Gewalt (laut Duden die „Macht, Befugnis, das Recht und die
Mittel, über jemanden, etwas zu bestimmen, zu herrschen“) vorgeworfen. In
Wirklichkeit fand diese aber leider von Seiten des bürgerlichen Staates in
Wahrnehmung der Interessen des rechtsausübenden Bauunternehmens statt.
Luisa
und Carola stellen fest, dass hier das Pariser Klimaabkommen gegen das
Baurecht
von STRABAG steht.

STRABAG
beansprucht, den Bau der A49 durchzuführen, wozu die Firma nicht nur
berechtigt, sondern auch beauftragt ist. STRABAG beruft sich also darauf, ihr
Recht mithilfe der Staatsgewalt durchzusetzen.

Systemfrage?

Die 196
Unterzeichnerstaaten (alle außer dem Vatikanstaat und den USA) bekennen
dagegen, die Erderwärmung auf 1,5 °C begrenzen zu wollen, zumindest aber

https://onesolutionrevolution.de/luisa-neubauer-carola-rackete-und-das-recht-der-kapitalist_innen/
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auf 2 °C. 196 Staaten haben zwar auch Recht, aber niemand kann dieses so
recht durchsetzen. Aus Recht haben folgt nicht Recht bekommen. Mit diesem
Verweis versetzen die Autorinnen jenen einen verdienten Schlag in die rechte
Magengrube,  die  das  Recht  für  sich  allein  beanspruchen.  Aber  sie
beschränken
sich natürlich nicht auf die richtige, wenn auch wenig originelle Erkenntnis,
dass  sich  hinter  dem Recht  Beanspruchen  immer  auch  gesellschaftliche
Interessen
verbergen.  Luisa  und  Carola  versuchen  den  Brückenschlag  zur
„Systemfrage“,
womit aber nur die Frage des Rechtssystems gemeint ist:

„Menschen
haben  ein  juristisches  System  geschaffen,  das  uns  geradewegs  in  eine
Heißzeit
hinein legalisiert. Nicht zu vergessen, dass diese Gesetze auf einem Planeten
geschrieben wurden, der ökologisch schon nicht mehr vergleichbar ist mit
dem,
auf dem wir heute leben.“

Doch worin
besteht eigentlich die Systemfrage für Luisa und Carola:

„Was wir
aber mit Systemwandel meinen, ist erst mal nichts anderes als die banale,
rationale, ja bescheidene Feststellung: So geht es nicht weiter. Wir stehen
vor
einem Komplex an Krisen, nicht zuletzt auch an Krisen von Gerechtigkeit und
Mitspracherecht.“

Die
Systemfrage  werde  durch  die  Natur  selbst  gestellt.  Die  von  Menschen
geschaffenen
Systeme haben uns – sozusagen unverschuldet – in eine Lage gebracht, in
der
Mensch und Natur sich feindlich gegenüberstehen. Nichtstun sei tödlich,



Baumbesetzung  insofern  legitim.  Luisa  und  Carola  erklären  die
BesetzerInnen  zu
bloßen Vollstrecker_Innen der „Radikalität der Wirklichkeit“ – respektable
und
moralisch korrekte Kinder ihrer Zeit, ÜberbringerInnen unwillkommener
Wahrheiten, nicht aber Subjekte, die bewusst für politische Veränderungen
kämpfen und sich hierfür auch bewusst für ein Programm, für Ziele und
Taktiken
entscheiden müssen.

Die
Interpretation, dass es sich bei den Besetzer_Innen um aufrechte Naivlinge
handelt, die aber zu weit gingen und/oder dass die Grünen ihren politischen
Offenbarungseid leisten würden, dass sie den Status quo bewahren und nicht
infrage stellen, bringen sie zwar ins Spiel. Ihr Bild, das die Grünen als Kraft
präsentiert, die „ein Gleichgewicht zwischen politischem Kompromiss und
physikalischen Tatsachen“ anstreben würden, bleibt letztlich Randnotiz im
Beitrag. Auch, was das politische Ziel der Waldbesetzung ist oder sein soll –
diese Frage wird von den Autorinnen nicht aufgeworfen.

Auch wenn
Luisa und Carola immer wieder auf die „Systemkrise“ verweisen, so bleibt
doch
unbestimmt und unklar, was eigentlich unter dem System zu verstehen ist.

Dabei
betrachtet ein großer Teil der BesetzerInnen den Kampf im Danni tatsächlich
als
Kristallisationspunkt der Systemfrage – der Infragestellung der
Verfügungsgewalt  von klimaschädlichen Unternehmen über ihr Eigentum,
wozu die
Produktionsstätten schicker Verbrenner- oder Elektroautos ebenso gehören
wie
der Wald, unter dem Kohle lagert oder an dessen Stelle in Zukunft LKWs
fahren
sollen.



Luisa und
Carola solidarisieren sich mit diesen Aktionen, in denen sie die Verteidigung
einer zukünftigen, rationalen Lösung gegen die herrschende Unvernunft und
Irrationalität erblicken.

„Während das
Irrationale regiert, werden so diejenigen, die heute im Wald sind und das
Ende
der ökologischen Zerstörung einfordern, zu den Vernünftigsten von allen. Sie
haben nicht nur begriffen, dass es so nicht weitergehen kann, sie haben auch
begriffen, dass es so lange so weitergeht, solange sie keinen Widerstand
leisten. Solange niemand interveniert und die Systeme zum Anhalten bringt,
so
lange wird die Zerstörung weitergehen.“

Diese
empathische  Solidarisierung  kann  freilich  nicht  darüber  hinwegtäuschen,
dass
unklar bleibt, worin eigentlich die systemische Ursache besteht, dass wir in
einer Gesellschaft leben, in der (rechtliche) Systeme, die „wir“ geschaffen
haben, „gegen uns arbeiten.“

Das K-Wort,
der Bezug auf die kapitalistische Produktionsweise und ihre inneren
Gesetzmäßigkeiten will Luisa und Carola nicht über die Lippen kommen. Der
Kapitalismus findet im Spiegel-Artikel keine Erwähnung. Somit müssen aber
auch
der  Charakter  des  Systems und die  eigentlichen Ursachen der  Krise  im
Dunklen
ble iben  –  und  das  gesel lschaft l iche  Problem  erscheint  a ls
Gerechtigkeitsfrage,
genauer als Rechtsfrage.

Zu fordern,
dass  in  Zukunft  das  Pariser  Abkommen  in  der  Rechtsprechung  über
Bauprojekte  zu



berücksichtigen ist, ist nur insofern eine Systemfrage, als dass sie letztlich
im System verhaftet bleibt. Nicht der Zweck der derzeitigen kapitalistischen
Produktions- und Eigentumsverhältnisse (die Anhäufung privaten Reichtums)
geraten  bei  Luisa  und  Carola  in  Konflikt  mit  den  natürlichen
Lebensgrundlagen
der  Menschheit,  sondern  der  Überbau  der  kapitalistischen  Gesellschaft
(konkret
das Rechtssystem) stehe in einem Widerspruch zu einem angeblich
gesamtgesellschaftlichen Ziel,  Wohlstand und Wohlergehen nachhaltig  zu
fördern.
Der  Überbau  müsse  angepasst  werden,  damit  das  System  wieder
funktioniere.

Dabei wäre
gerade Aufklärung über die Beziehung zwischen ökonomischer Basis und
politischem  und  rechtlichem  Überbau  der  Gesellschaft  nötig,  um  zu
verstehen,
welches System, welches Klasseninteresse hinter dem „Irrationalismus“ der
bestehenden Rechtsordnung steckt. Wie derselbe Marx schrieb: „Das Recht
kann
nie höher stehen als die ökonomische Gestaltung der Gesellschaft selbst.“

Radikaler Flügel

Die Besetzer_Innenbewegung
im  Danni  ist  ein  Sammelpunkt  für  AktivistInnen,  die  Klimakämpfe  mit
radikaleren
Mitteln  und  einem grundlegenderen  Anspruch  führen  wollen,  die  wenig
Hoffnungen
in einen Green New Deal hegen, die diesen Kampf als Teil eines „großen
Ganzen“
sehen, gegen Kapitalismus, Sexismus, Rassismus, gegen globale Ungleichheit
und
mehr. Diese Strömung innerhalb der Klimabewegung ist in den vergangenen
zwei
Jahren gewachsen.



Aber sie
kann die Hegemonie des rechteren, bürgerlichen, grünlastigen Flügels, für
den
auf  jeden Fall  auch  Luisa  Neubauer  steht,  insbesondere  bei  Fridays  for
Future
nicht herausfordern, solange sie nicht auch eine bewusste politische
Auseinandersetzung um Methoden und politische Ziele der Bewegung gegen
den
bürgerlichen Flügel führt. Dazu braucht der radikalere Flügel freilich auch
eine marxistische Kritik am Kapitalismus und nicht bloß radikalere,
kleinbürgerliche „Visionen“ einer anderen Gesellschaft, die letztlich von der
Systemkritik einer Luisa und Carola nicht so weit entfernt sind.

Utopien
können charmant und motivierend sein, aber am Ende haben uns die Bullen
wieder
aus den Träumen gerissen. Wir brauchen jetzt einen Plan, wie es für die
Bewegung weiter geht. Wir müssen uns bewusst werden, worum es in den
kommenden
Kämpfen gehen wird, für welche Ziele wir dort kämpfen werden, mit welchen
Methoden  und  mit  welchen  Bündnispartner_Innen.  Wo geht  es  Richtung
„System
Change“?  Was  sind  die  nächsten  Schritte?  Die  Bewegung  braucht  ein
politisches
Programm, das erklärt, wie denn tatsächlich diese eine Demo, dieser eine
Klimastreik oder diese Baumbesetzung ein Schritt  zum „System Change“
werden
kann – nicht nur in der Vorstellung der jetzt beteiligten Aktivist_Innen,
sondern auch in den Kämpfen aller anderen, die von der Krisenhaftigkeit des
Systems auf andere Weise betroffen sind. Sonst wird „System Change“ eine
geschmeidige Phrase ohne Inhalt, hinter der sich auch diejenigen verstecken
können, die wenig Systemsprengendes im Sinn haben.

Programm und Klassenfrage

Der



bürgerliche Flügel hat ein Programm – und es beruht auf der Vorstellung,
dass
bei allen gesellschaftlichen Klassen in Bezug auf die Klimafrage eine
grundsätzliche Interessengleichheit besteht oder zumindest möglich wäre.
Diese
Vorstellung versteckt sich hinter der Floskel, dass die konkrete Umsetzung
der
Klima-Kehrtwende nur eine „politische Gestaltungsfrage“ sei, dass es darauf
ankommt,  die  wissenschaftliche  Realität  anzuerkennen,  dass  es  jetzt
„Leaders“
braucht, die Ernst machen und mutig vorangehen. Solange nicht gesagt wird,
welche
„Leaders“  das  sein  sollen,  wie  der  gesellschaftliche  Charakter  der
notwendigen,
fundamentalen Transformation von klimaschädlichen Produktions- und
Transporttechnologien beschaffen sein soll, kann das nur ein Appell an die
bestehenden „Leaders“ sein, an bürgerliche Parteien und Regierungen.

Die Aufgabe
der Klimabewegung reduziert sich darauf, ein neues „Narrativ“, einen
„gesellschaftlichen  Konsens“  zu  etablieren,  der  anerkennt,  dass  die
Zerstörung
unserer Lebensgrundlagen nicht nur unsere Zukunft im Allgemeinen aufs
Spiel
setzt, dass sie sozial und auch global höchst ungerecht ist, sondern dass sie
im  Speziellen  auch  die  Voraussetzungen  für  die  Kapitalverwertung
untergräbt,
also „gesamtgesellschaftlich“ irrational ist. Diese Strategie ist utopisch, weil
sie unterstellt, dass Politik unter kapitalistischen Verhältnissen auch anders,
nämlich „gesamtgesellschaftlich rational“ sein könne. Doch wie rational ist
ein
System, wo etwa das Überleben von Millionen von einem Impfstoff abhängt,
und
dann wird ein „Wettrennen“ um den Impfstoff ausgerufen, d. h. die
(kollektive) Überlebensfrage muss sich einem gesellschaftlichen Verhältnis



unterordnen, der kapitalistischen Konkurrenz? Wie rational ist es, dass das
pharmazeutische  Know-how unter  Verschluss  bleibt  und  die  Länder  des
„globalen
Südens“  absehbar  nur  einen  sehr  kleinen  Teil  der  Bevölkerung  werden
impfen
können?

Wir wählen
dieses Beispiel, weil die Pandemie-Politik in Teilen der Klimabewegung als
erfolgreiche Krisenbewältigung gefeiert wird. Wie erfolgreich diese ist, hängt
eben immer noch davon ab,  welche Kriterien man gelten lässt,  also von
einem
gesellschaftlichen Standpunkt. Ebenso die Klimafrage: Sie ist zweifellos eine
„Menschheitsfrage“, aber das heißt nicht, dass alle Menschen gleichermaßen
und
unabhängig  von  ihrem Klassenstandpunkt  dazu  berufen  sind,  dafür  eine
Lösung zu
finden. Es kann keinen echten Klimaschutz geben, der die Profitinteressen
der
großen Profiteur_Innen im Energie- und Transportsektor unangetastet lässt.
Das
möglichst rasche Erreichen der Klimaneutralität ist nur mit einem massiven
Angriff auf das Eigentumsrecht, d. h. deren Privateigentum, realisierbar,
durch  zwangsweise  Abschaltung  von  Verbrennungskraftwerken,
erzwungenen  Bau
klimafreundlicher Alternativen und Umstellung der industriellen Produktion
weg
vom Individualverkehr auf kollektive Reorganisation des Güter- und
Personenverkehrs hin.

Wenn man
sagt, „es gibt keinen grünen Kapitalismus“, dann ist das nicht einfach ein
abstraktes Bekenntnis, sondern es bedeutet auch: unter kapitalistischen
Bedingungen – unter denen wir aktuell kämpfen – gibt es keinen wirklichen
Klimaschutz, der nicht in Konflikt mit Kapitalinteressen gerät. Er kann dem



Kapital abgerungen werden, aber Errungenschaften stehen zur Disposition,
wenn
sich das Kräfteverhältnis der Klassen ändert. Die Klimafrage ist eine
Klassenfrage, nicht eine von Moral oder Einsicht. Deshalb ist sie eine
Systemfrage.

Die Systemfrage nicht nur „stellen“, sondern auch
beantworten

Konkret
bedeutet  das:  Wie  können  wir  die  Klimafrage  verbinden  mit  sozialen
Kämpfen von
Belegschaften, die ebenfalls, aber anders, von kapitalistischer Krise betroffen
sind, denen die „Klimakrise“ sogar als Rechtfertigung für Angriffe auf ihre
eigenen Rechte präsentiert wird? Wie können wir sie verknüpfen mit sozialen
und
demokratischen  Bewegungen  im  „globalen  Süden“,  wo  politische  und
ökonomische
und zunehmend eben auch klimatische Verhältnisse von den Interessen der
Kapitale in den imperialistischen Zentren bestimmt werden? Und wie können
wir
auch politischen Druck entfalten, Wahlkämpfe als politisches Podium nutzen?

Luisa (und
andere) rufen gerne dazu auf, „die Richtigen“ zu wählen, und es muss gar
nicht
extra gesagt werden, wer diese sind. Dieses verlegene Ausweichen vor der
politischen  Debatte  (unter  dem  Deckmantel  der  „Überparteilichkeit“)
verhindert
aber, dass wir als Bewegung konkrete Kampfziele entwickeln, aus denen sich
Taktiken,  Bündnisse  und  Aktionsformen  ableiten  lassen  würden,  die  die
Ebene des
bloß symbolischen Protests verlassen.

Konkret
müssen wir unter den Belegschaften, die beim Bau der Straße oder beim



Betrieb
der Kraftwerke und Kohlegruben auch noch von Unternehmensführungen
(und oft
auch  reformistischen  Gewerkschaftsführer_Innen)  als  politisches  Schild
gegen
die Klimabewegung ins Feld geführt werden, für unsere Ziele werben. Wir
müssen
die  Gewerkschaften  auffordern,  den  Protest  zu  unterstützen  und  zu
verbinden  mit
dem  Kampf  gegen  jede  Entlassung  –  bei  RWE,  Daimler  und  anderen
Klimazerstörungsprofiteur_Innen.
Wir  müssen  die  Bahnbeschäftigten  gewinnen,  sich  unserem  Kampf
anzuschließen,
und zugleich für den massiven Ausbau der Infrastruktur, Einstellung von
Personal  zu  Tariflöhnen  und  die  Verstaatlichung  des  gesamten
Transportsektors
eintreten. Wir müssen unsere Ziele so konkret wie möglich formulieren, um
greifbar zu machen, wo das Problem mit diesem „System“ liegt und wie wir
es
ändern können.

Also: Als
Linke in der Klimabewegung müssen wir die Losung „System Change“ mit
politischem Inhalt füllen. Ansonsten wird die „Systemfrage“ wenig mehr sein
als
die nur scheinbar radikale Begleitmusik zur bürgerlichen Politik einer Luisa
Neubauer.



Linke Politik in der Pandemie?!
Teil 2: Die radikale Linke
Im ersten Teil der Serie zur linken Politik in der
Corona-Pandemie haben wir uns bereits angeschaut, wie die Gewerkschaften
gerade
das  Interesse  der  Arbeiter_innen  den  Interessen  der  Unternehmen
unterordnen.  Im
zweiten Teil wollen wir nun den Fokus auf die Politik der radikalen Linken in
Deutschland setzen. 

Dazu muss erstmal geklärt werden, was die radikale Linke
überhaupt ausmacht. Die so genannte radikale Linke ist kein einheitliches
Kollektiv,
sondern eher eine Vielzahl unterschiedlicher Organisationen, Gruppen und
Strömungen,  wie  sie  verschiedener  kaum sein  könnten.  Wir  fassen  den
Begriff
hier mal weit und beziehen uns auf Linke, die irgendwie Kapitalismus doof
finden und nicht im Parlament sitzen.

Wo wir uns aber alle einig sind, ist, dass die Corona-Krise
eine tiefere Krise des Kapitalismus offenbart. Der Kapitalismus ist zwar nicht
die Ursache der Pandemie, aber die der Krise, die aus der Pandemie und dem
Umgang des Kapitalismus mit dieser folgt. Auch können wir uns gemeinsam
hinter
die Ablehnung gegen Grundrechtseinschränkungen, wie die
Demonstrationseinschränkungen,  soziale  Angriffe,  zB.  Die  erhöhte
Reproduktions-
und Sorgearbeit vor allem für Frauen*, und die in der Corona-Pandemie noch
verschärfte Grenzabschottung stellen. 

Das ist allgemein eine gute Grundlage für gemeinsame
Politik. Es darf aber nicht nur bei seitenlangen Analysen und der Kritik am
System verbleiben. Wir müssen auf die Straßen und uns
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organisieren, um unsere Forderungen und Ziele durchsetzen können. Doch
hierbei
gehen  die  Ansätze  und  Meinungen  der  verschiedenen  Organisationen
weeeeit  auseinander.

Zurzeit werden unglaublich viele Texte produziert, wovon
einige  gar  nicht  mal  so  schlecht  sind,  jedoch  wird  kaum  eine  Taktik
entwickelt,
wie sich diese Krise angesichts der aktuellen Situation in die revolutionäre
Praxis umsetzen lässt. Dabei wird kaum ein_e prekär beschäftigte_r
Krankenpfleger_in sich von einem Blogbeitrag auf indymedia für den Kampf
gegen
den Kapitalismus und zur sozialistischen Revolution bewegen lassen.

Der 1.Mai als internationalen Kampftag der
Arbeiter_innenklasse ist traditionell ein guter Tag um zu beurteilen, wie es
um
die  radikale  Linke  praktisch  so  steht.  Der  DGB  sagte  zunächst  alle
Kundgebungen
und Demonstrationen ab und veranstaltete nur „Online-Kundgebungen“, in
denen
sich Spitzenfunktionäre dafür abfeierten, wie gut die Zusammenarbeit der
Gewerkschaften mit den Unternehmen im Dienste des Wirtschaftsstandorts
Deutschland funktioniert. Trotz der fehlenden Unterstützung des DGB und
trotz
des  Demoverbots  gingen  am  01.05.20  einige  10.000  Menschen  in
Deutschland  auf
die Straßen, um für die Solidarität mit Geflüchteten, die Lösung sozialer
Probleme und in diesen Coronazeiten vor allem für die Notwendigkeit und
die
(auch finanzielle) Anerkennung der Care-Berufe zu demonstrieren. Darunter
waren
auch einige kämpferische Gewerkschaftler_innen, die sich nicht so leicht vom
DGB abspeisen lassen wollten. Unter anderem machte die VGK (Vernetzung
für



kämpferische Gewerkschaften) Kundgebungen, an denen auch wir von REVO
uns
beteiligten.

Wichtig jedoch ist, dass der 1. Mai kein Symbol bleibt, an
dem man als radikale Linke mal kurz zeigt, dass man auch noch da ist.
Stattdessen  müssen  die  Proteste  vom  1.  Mai  zum  Funken  für  eine
massenhafte
A n t i - K r i s e n b e w e g u n g  g e g e n  d r o h e n d e  A n g r i f f e ,  g e g e n
Grundrechtseinschränkungen,
gegen Rassismus und für Solidarität werden. Denn wir können durch Streiks
und
Besetzungen bis hin zum Generalstreik die GroKo herausfordern und die
Machtfrage
stellen!

Die Basis einer solchen Bewegung müssen die in dieser
Gesellschaft Marginalisierten sein. Dazu zählen zB. Jugendliche,
Lohnabhängige, Studierende, Frauen, LGBTIA* und Migrant_innen. Wir
dürfen uns deshalb nicht in linke „Szenearbeit“ verrennen, sondern müssen
verschiedene  Organisationen  unserer  Klasse  verknüpfen  und  zur
gemeinsamen
Aktion auffordern. Wir brauchen deshalb auch einen Kampf mit und in den
Gewerkschaften, um die Burgfriedenspolitik ihrer Führungen (siehe Teil 1)
als
wichtiges Standbein des kapitalistischen „Krisenmanagements“ anzugreifen.

Darüber hinaus reicht es nicht aus, nur Minimalforderungen
(wie keine Entlassungen, mehr Geld für Pflegekräfte etc.) zu stellen,
gleichzeitig aber dann zu sagen, „wir brauchen aber trotzdem jetzt den
Kommunismus“,  wie es zum Beispiel  die MLPD und andere stalinistische
Gruppen
tun. Diese Forderungen sind zwar grundsätzlich richtig und wichtig, bleiben
aber  Minimalforderungen  und  müssen  daher  mit  der  Perspektive  des
Kommunismus  zu
Übergangsforderungen erweitert werden. Wir



fordern daher eine Verstaatlichung des Gesundheitssystems und der
Pharmaindustrie unter der demokratischen Kontrolle der Beschäftigten und
der
Gesellschaft. 

Und auch wenn wir die gesamte Gesellschaft radikal, also von
Grund auf, zu einer besseren machen wollen, reicht es nicht aus, wenn wir
nur
„solidarische Nachbarschaftshilfe“ und „Kiezarbeit“ leisten, wie es viele
(Post-)Autonome  gerade  postulieren.  Selbstorganisierung  ist  zwar  ein
wichtiger
Aspekt, kann aber nur die Symptome bekämpfen. Wenn wir also nicht immer
nur uns
gegen die Mängel selbst organisieren wollen, müssen wir notwendigerweise
die
Machtfrage stellen. Also kann ich zwar zum Beispiel für meine Nachbarin in
die
Apotheke  gehen,  aber  für  die  bestmögliche  Bekämpfung  der  Pandemie
müssen wir die
gesamte Pharmaindustrie unter Arbeiter_innenkontrolle stellen.

Tatsächlich gibt es dafür gerade nur wenige Initiativen und
Perspektiven  aus  den  Reihen  der  radikalen  Linken,  von  denen  sich  die
Massen
angezogen fühlen. Das führt dazu, dass dieses Feld gerade stark von Rechten
besetzt und instrumentalisiert wird. Rechte sind gerade Veranstalter_innen
und
Redner_innen auf so genannten Hygienedemos in vielen deutschen Städten,
die
auch viele Demonstrant_innen aus der bürgerlichen Mitte anziehen. Sie
demonstrieren  dabei  gegen  das  aktuelle  Krisenmanagement  der
Bundesregierung.
Und  diese  Unzufriedenheit  ist  zum  Teil  auch  gerechtfertigt.  Der  neu
eingeführte
12-Stundentag, Grundrechtseinschränkungen oder Milliardenhilfen für



Privatunternehmen sind Krisenmaßnahmen, die die Demonstrant_innen nicht
hinnehmen  wollen.  Die  radikale  Linke  versagt  in  dieser  Situation  den
Menschen
eine Perspektive zu bieten. Rechte Kräfte dagegen prangern diese Probleme
an
und verbinden sie mit einer reaktionären Weltsicht, Rassismus und Esoterik.
Dabei richten sie sich eher an das kleinbürgerliche Milieu,
da kleine Unternehmen und Selbstständige besonders hart von der Krise
betroffen
sind,  aber  kaum vom Staat  gerettet  werden.  Sie  erzählen  deshalb  dem
Proletariat
die Lüge, dass sie ein geeintes Interesse als das „Volk“ gegen die „Elite“
vertreten  und  bedienen  sich  so  rassistischer  und  antisemitischer
Denkmuster.
Dass sich die Forderungen der Anti-Corona-Proteste sogar mit den Interessen
des
Kapitals decken, zeigt die vergleichsweise geringe Polizeirepression im
Vergleich zu den linken Protesten am 1. Mai.

Nur durch eine klassenorientierte Anti-Krisenbewegung können
wir den rechten die Stirn bieten und eine gesellschaftliche Perspektive zum
kapitalistischen Krisenmanagement aufwerfen.

Revo macht hier den Anfang und hat schon die Initiative
ergriffen und versucht uns Jugendliche in Stellung zu bringen. Wir treten für
den Schulstreik gegen die Schulwiederöffnungen ein! Wir wollen nicht nur
Artikel schreiben und uns theoretisch mit den Inhalten auseinandersetzen,
sondern uns in dort wo wir uns tagtäglich aufhalten – also in den Schulen,
Unis
und Betrieben – organisieren und uns aktiv an Kämpfen beteiligen, um eine
massenhafte Bewegung auf die Beine zu stellen.

Im dritten Teil unserer Serie durchleuchten wir die Parteien
die Linke und die SPD, also bleibt gespannt.



Bericht vom FFF Nordkongress
Klimawende! Die Zeit für sie zerrinnt uns zwischen den Fingern. Aber obwohl
wir seit mehr als einem Jahr Schulstreiks und eine Menge Radau gemacht
haben, sind wir ihr nicht merklich näher gekommen. Das Klimapaket, Madrid
und Politiker_innen oder Unternehmen mit leeren Worten und heißer Luft
haben  niemanden  glücklich  gemacht.  Im  Gegenteil:  Frustration,
Desillusionierung  und  Burn-Outs  machen  sich  breit.  Daher  die  Idee,  am
ersten  Wochenende  des  Jahres  einen  FFF-NordKongress  in  Hamburg  zu
veranstalten, auf dem die Bewegung darüber diskutieren kann, wie wir statt
zu  schrumpfen  noch  viel  größer  werden  können  und  vor  allem:  welche
Strategie wir brauchen, um den Kampf ums Klima doch noch zu gewinnen.

Wir von Revolution waren auch mit einer Delegation von Genoss_Innen aus
Berlin,  Greifswald und Hamburg dabei und sind dort für die Perspektive
e i n g e t r e t e n ,  d i e  w i r  a u c h  i n  u n s e r e m  S t r a t e g i e p a p i e r
(onesolutionrevolution.de/handeln-statt-hoffen-welche-strategie-fuer-fridays-
for-future/) vorschlagen.

An  sich  war  der  NoKo  eine  sehr  gute  Initiative  und  die  hohe  Zahl  an
Teilnehmer_Innen  hat  gezeigt,  dass  es  ein  großes  Interesse  an  einer
gemeinsamen Diskussion in unserer Bewegung gibt. In seinem Verlauf haben
sich  allerdings  auch einige  Schwächen aufgetan,  aus  denen wir  für  den
nächsten Kongress Lehren ziehen können. Das problematischste hierbei war,
dass es nicht genügend Gesamtplena gab, auf denen man eine kollektive
Strategiedebatte hätte führen können. Stattdessen hat man sich wieder in
kleine Workshops aufgesplittert. Deren Inhalt war zudem auch oft ziemlich
Banane,  so  wurde  ein  Unternehmensberater  angeheuert,  der  politische
Strategien mit Marketingtricks ersetzen wollte oder es gab einen Workshop,
indem  darüber  referiert  wurde,  wo  die  besten  „klimaneutralen“
Investitionsmöglichkeiten  existieren  (lächerlicher  Weise  wurde  hier
ausgerechnet Siemens genannt). Es kann aber keinen grünen Kapitalismus
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geben! Wir dürfen daher auch unsere Zeit nicht mit sinnlosen Versuchen
verplempern, den Kapitalismus doch noch grün zu machen! System Change
not Climate Change! Anticapitalista!

#FridaysForFuture  –  Vom
Schulstreik zum Generalstreik!
Am letzten Freitag, den 24.05.19, fand wieder ein globaler Klimastreik statt.
Alleine in Deutschland beteiligten sich insgesamt über 320 000 Jugendliche
in vielen Städten an den Demonstrationen und Kundgebungen. Diese erneute
Rekordbeteiligung zeigt deutlich auf, dass die FFF-Bewegung schon jetzt die
größte  Jugendbewegung  seit  Jahrzehnten  ist.  Die  Schüler*Innen  und
Studierenden versprechen auch weiterhin, nicht aufzuhören, bis sich endlich
tatsächlich etwas verändert.
Um den Druck weiter zu erhöhen und die Bewegung zum Erfolg zu führen,
ist der Schulterschluss mit den Lohnabhängigen Erwachsenen unerlässlich.
Deshalb  begrüßen  wir  den  kürzlich  veröffentlichten  Aufruf  der
selbsternannten Führungspersonen von FFF, im September einen globalen
Generalstreik  für  das  Klima  durchzuführen.  Wenn  wir  den  Klimawandel
stoppen wollen, reicht es eben nicht aus, wenn nur die Jugendlichen Freitags
auf die Straße gehen. Wenn die Arbeiter und Arbeiterinnen weltweit in den
Betrieben streiken und sich uns Jugendlichen anschließen, kann dies den
politischen,  aber  vor  allem  auch  den  wirtschaftlichen  Druck  auf  die
Verantwortlichen immens erhöhen und die Umweltbewegung auf ein höheres
Level heben. Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen, die
Bewegung  von  unten  demokratisieren  und  dafür  sorgen,  dass
verantwortliche  Pressesprecher*Innen  und  Führungspersonen
rechenschaftspflichtig,  weisungsgebunden  und  jederzeit  wähl-  und
abwählbar  sind.
Außerdem  brauchen  wir  die  direkte  Unterstützung  der  Gewerkschaften,
wenn der Generalstreik am 20. September ein Erfolg werden soll. Mit seinen
fast  sechs  Millionen  Mitgliedern  ist  der  DGB  die  mit  Abstand  größte
Organisation  der  Arbeiter*Innenklasse  und  auch  international  sind  die
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Meisten  der  organisierten  Lohnabhängigen  Geschwerkschaftsmitglieder.
Zwar  ist  ein  politischer  Streik  laut  Betriebsverfassungsgesetz  verboten,
jedoch sollten wir gerade deswegen die Gewerkschaften unter Druck setzen,
sich für das Recht auf politischen Streik zu engagieren und trotz Verbot zur
massenhaften Teilnahme am globalen Klimastreik aufrufen! Wir fordern vor
allem die Jugendstrukturen und Azubi-Vertreter der Gewerkschaften dazu
auf, deutlich Position zu beziehen und uns Jugendliche in unserem Kampf
gegen den Klimawandel zu unterstützen! Denn nur durch den gemeinsamen
Schulterschluss mit den Werktätigen können wir die Umweltbewegung zum
Erfolg führen.
Weiterhin  müssen  wir  Streikkomitees  an  den  Schulen,  Unis  und  in  den
Betrieben  aufbauen  und  ein  gemeinsames  Aktionsprogramm  mit  den
Schüler*Innen, Studierenden, Werktätigen und Aktivist*Innen entwickeln, in
dem die notwendigen Schritte und Forderungen, um die Bewegung weiter
aufzubauen  und  den  Klimawandel  zu  stoppen,  artikuliert  werden.  Die
bisherigen Forderungen sind nicht einmal annähernd ausreichend, um unser
Ziel  zu  erreichen..  Wir  sollten  keine  Illusionen  darin  haben,  dass  die
Politiker*Innen  und  die  Bosse  einfach  so  auf  uns  hören  werden  oder
überhaupt ein Interesse daran haben, die Umwelt zu retten. Es sind ja gerade
jene Politiker*Innen und Konzerne, die uns die kommende Klimakatastrophe
bescheren. Darum sollten wir die Dinge selbst in die Hand nehmen und für
die Absetzung der Politiker*Innen und für die Enteignung der Klimakiller
eintreten.  Erst  dann,  wenn  wir  Jugendlichen  gemeinsam  mit  den
Arbeiter*Innen  die  gesellschaftlichen  Entscheidungen  und  die  Wirtschaft
demokratisch  kontrollieren und auf  eine  nachhaltige,  bedürfnisorientierte
Produktion umstellen, können wir den Klimawandel tatsächlich aufhalten.
Darum: Save the world – smash capitalism! Organisiert den globalen
Generalstreik!

Die Neue Seidenstraße – Chinas
Weg  zur  führenden
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imperialistischen Weltmacht
VON JONATHAN FRÜHLING

Im Mai 2017 lud China zum Gipfeltreffen des „Belt and Road Forums“ ein
und die Welt kam: Über 100 Staaten, teilweise sogar vertreten durch ihre
Regierungschefs, nahmen an dem Treffen teil. Alle wollen mitprofitieren an
der  „Neuen  Seidenstraße“,  dem  größten  Investitionsprogramm  seit  dem
Marshallplan  (Wiederaufbau  Westeuropas  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg),
welches von China 2013 ausgerufen wurde. Die Bezeichnung „Seidenstraße“
ist  eine  propagandistische  Anlehnung  an  die  berühmte  historische
Seidenstraße,  die in der Antike und dem frühen Mittelalter Ostasien mit
Europa verband. China betont damit auch den wirtschaftlichen Charakter des
Projektes.

Um die Intention Chinas zu verstehen müssen wir zunächst auf Chinas eigene
Wirtschaft schauen. Seit einigen Jahren versucht China unabhängiger von
der Weltwirtschaft und damit krisensicherer zu werden. Deshalb hat es die
Infrastruktur  des  eigenen  Landes  massiv  ausgebaut  und  die  entlegenen
Reg ionen  im  Wes ten  des  Landes  en tw icke l t  und  mi t  dem
bevölkerungsreichen Osten verbunden. Dieses Entwicklungsmodell, welches
China ein stabiles Wachstum von zuletzt immerhin knapp 7% beschert hat,
ist nun im eigenen Land an seine Grenzen gestoßen. Momentan kann das
Wirtschaftswachstum nur mit einer massiven Staatsverschuldung aufrecht
erhalten werden.

Die neue Seidenstraße ist der Versuch ähnliche Projekte in ca. 65 Ländern
der  Erde  zu  verwirklichen.  Geplant  sind  Bahntrassen,  Häfen,  Straßen,
Pipelines, Güterumschlagsplätze und Stromleitungen. Geographisch wird in
die Richtungen Südostasien, Pakistan, vor allem aber dem zentralasiatischen
Raum mit Perspektive in den Nahen Osten und nach Europa geplant. Auch
Afrika hat für China als Rohstofflieferant und Absatzmarkt Relevanz und ist
deshalb  mit  eingeschlossen.  Dies  alles  wird  als  „on  Road“  bezeichnet,
während geplante Häfen für den Ausbau der Seewege entlang der Routen
Europa, Afrika → Asien als „on Belt“ bezeichnet werden.
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Was verbirgt sich nun alles hinter der Politik einer neuen Seidenstraße? Zum
einen verfolgt China damit auch innenpolitische Interessen. Chinas gewaltige
Provinz  im Westen des  Landes  (Xinjiang)  ist  von einer  Reihe ethnischer
Minderheiten bewohnt, die teilweise bis heute die Unabhängigkeit fordern.
Durch eine handelsbedingte Entwicklung der Region erhofft sich China eine
Stabilisierung. Tatsächlich hat sich die Hauptstadt Ürümqi schon zu einem
Flugdrehkreuz  und  dem  wichtigsten  Handelszentrum  Zentralasiens
entwickelt.
Im Fokus stehen jedoch vor allem wirtschaftlichen Interessen. China möchte
seine Handelswege auf dem Land ausbauen, um notfalls etwas unabhängiger
vom leicht  angreifbaren  Seeweg  zu  werden.  Vor  allem aber  würden  so
Importe und Exporte schneller werden. Dies und der Ausbau der Seewege
sollen die Versorgung Chinas mit Rohstoffen sichergestellen. Natürlich will
China die Projekte vor allem von chinesischen Firmen umsetzen lassen. So
holt China das investierte Geld ins eigene Land und kann seine gewaltigen
Überkapazitäten im Stahl- und Baugewerbe abbauen.
Sehr wichtig ist aber auch die außenpolitische Komponente des „On Belt, On
Road“-Programms. China möchte die betreffenden Staaten stabilisieren, an
sich binden und somit zu Verbündeten in der Auseinandersetzung mit den
USA  machen.  Die  Seidenstraße  soll  deshalb  auch  zu  bilateralen
Handelsabkommen führen. Es geht also auch darum international an Einfluss
zu gewinnen.

International gibt es geteilte Meinungen zu dem Projekt, je nachdem, wie
nützlich oder schädlich die Staaten das Projekt für sich einschätzen. Die
Staaten, in die die Investitionen fließen sollen, erhoffen sich natürlich einen
Aufbau  ihrer  Infrastruktur  (Zentralasien,  Südostasien,  Afrika,  Pakistan).
Russland ist einer der stärksten Befürworter, da Russland unabhängiger vom
Westen werden will und auf Investitionen aus China erhofft. Von diesen ist
jedoch bisher wenig angekommen. Außerdem ist die neue Seidenstraße ein
Stück  weit  auch  ein  Konkurrenzprojekt  zu  Russlands  „Eurasischer
Wirtschaftsunion“  (Freihandelsabkommen  zwischen  Russland  und  den
meisten zentralasiatischen Staaten). Die europäischen Staaten, allen voran
Deutschland,  fordern,  sich  ebenfalls  an  den  Bauvorhaben  beteiligen  zu
können.  Dies  wurde  von  China  jedoch  selbstbewusst  abgelehnt,  was



Deutschland  verärgerte.
Die USA sind mit Japan die entschiedensten Gegner des Projektes, da sie eine
Stärkung ihres  größten Konkurrenten befürchten.  Die  USA hat  mit  TTIP
(Freihandelsabkommen  für  Europa  und  Nordamerika)  und  TTP
(Freihandelsabkommen  für  Nordamerika  und  die  Pazifikregion)  versucht
China  auszuschließen,  fahren  aber  unter  Trump  zunehmend  einen
protektionistischen  Kurs.  Auch  Indien  steht  dem  Projekt  skeptisch
gegenüber. Erstens sollen keine Investitionen nach Indien fließen, zweitens
werden Straßen, Bahnstrecken und Häfen in dem mit Indien verfeindeten
Pakistan  vorangetrieben.  Diese  sollen  sogar  teilweise  durch  die  Region
Kaschmir führen, die von Indien beansprucht wird. Die chinesisch-indischen
Beziehungen haben sich zuletzt auch wegen Grenzstreitigkeiten im Himalaja
verschlechtert. Da Indien ein bevölkerungsreiches und aufstrebendes Land
ist, ist es sehr relevant, ob es sich zukünftig auf die Seite der USA oder auf
die  Chinas  schlagen  wird.  Bisher  hat  es  diese  Entscheidung  noch  nicht
getroffen.

Allerdings  gibt  es  bei  Chinas  großen  Ambitionen  auch  einige  Haken.
Gewaltige  Infrastrukturprojekte  beanspruchen  auch  einen  gewaltigen
zeitlichen Aufwand. Es wird wohl noch 10 Jahre dauern, bis die Arbeiten an
der neuen Seidenstraße richtig in Gang kommen. Auch die bisher sehr wage
Planung muss bis dahin konkretisiert werden.
Weiter ist die Finanzierung bei weitem nicht gesichert. Zwar will China den
Wert von bis zu 1 Billionen investieren, nötig sind nach Schätzungen aber
zwischen  4,5  und  26  Billionen.  Einen  Teil  soll  auch  die  Asiatische
Infrastrukturinvestmentbank  (AIB)  leisten.  Sie  ist  das  chinesische
Konkurrenzprojekt  zum IWF und  der  Weltbank,  die  beide  von  den  USA
dominiert werden. China ist jedoch zweifellos auf die Unterstützung anderer
Staaten angewiesen. Es bleibt außerdem abzuwarten, ob China in der Lage
sein wird, die verschiedenen Einzelinteressen der teilhabenden Staaten zu
befriedigen. Diese werden nämlich nur mitmachen, wenn sie selbst einen
Zugewinn  davon  haben,  was  China  gebetsmühlenartig  versichert.
Desweiteren könnte die Instabilität einiger Staaten, wie z.B. Afghanistans,
aber auch einiger Staaten Zentralasiens, das Projekt bedrohen. Dabei zeigte
sich 2010 in Kirgisistan, dass China bisher unfähig war, auf entsprechende



Krisen militärisch in seinem Interesse zu reagieren.
Nebenbei  regt  sich  auch  Widerstand  in  der  Bevölkerung  gegen  Chinas
rücksichtslose Politik, die Vertreibungen und schwere Umweltschäden mit
einschließt.  Umweltaktivisten und die lokale Bevölkerung protestieren,  in
Pakistan  gab  es  sogar  einen  Anschläge  von  Islamist_Innen  auf  eine
Hafenbaustelle  am  indischen  Ozean.

Die Seidenstraßevisionen Chinas zeigen, dass Chinas Kooperationen mit den
zentralasiatischen  Staaten  als  Erfolg  gewertet  werden  und  es  sich  auch
deshalb weiter in diese Richtung orientieren will. Außerdem beweisen sie,
dass  China  mitt lerwei le  selbstbewusst  genug  ist ,  of fen  mit
Weltmachtambitionen aufzutreten und hofft, sich mittelfristig als führende
Imperialistische  Macht  etablieren  zu  können.  Die  USA  dagegen  würde
zweifelsohne  weiter  an  Boden  verlieren,  wenn  China  seine  Ziele
verwirklichen kann. Wie erfolgreich das gesamte Projekt wird und welche
Staaten sich in einen zukünftigen chinesischen Block einreihen werden, wird
sich allerdings erst in einigen Jahren zeigen.

Internationales  Revolutionäres
Jugendcamp  –  Zusammen
diskutieren,  gemeinsam
Aktionen planen
Unsere  internationale  Organisation  organisiert  alle  zwei  Jahre  ein
revolutionäres Jugendcamp. Jugendliche aus etlichen Ländern kommen
zusammen  um  zu  diskutieren,  Aktionen  zu  planen  und  in  solidarischer
Atmosphäre internationale Bande zu knüpfen.

2013 wird das Camp vom 01. bis 04. August in Deutschland in der Nähe
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Berlins  organisiert.  In  Workshops,  Veranstaltungen,  zentralen
Versammlungen und gemütlich außerhalb des offiziellen Programms werden
Aktivist_innen  über  aktuelle  Bewegungen,  praktische  und  theoretische
Themen  diskutieren.

Im  Zentrum  werden  natürlich  die  Krise  des  Kapitalismus  und  die
Perspektiven revolutionärer Politik stehen. Doch es wird auch Diskussionen
über  al lgemeine  Themen  von  der  Frauenbefreiung  über  die
Jugendunterdrückung bis hin zu der Ökonomie des Kapitalismus geben.

Außerdem werden Genoss_innen über die Situation und die Klassenkämpfe
aus unterschiedlichsten Teilen der Welt berichten. Aus Israel und Palästina,
von  den  USA  bis  Lateinamerika,  ob  Syrien  oder  Griechenland,  von  der
Mongolei bis China – als Internationalist_innen solidarisieren wir uns nicht
nur mit den Kämpfen, sondern versuchen auch darüber etwas in Erfahrung
zu bringen, um aktiv einzugreifen.

Damit es nicht nur bei der Diskussion bleibt, organisieren wir auch immer
Workshops zu praktischen Dingen. Wie halte ich eine Rede? Wie organisiere
ich eine Demonstration oder ein lokales Aktionskomitee? Wie schreibe ich
einen Zeitungsartikel? Solche und ähnliche Fragen wollen wir gemeinsam
angehen.

Neben der Politik steht aber auch das Kennenlernen und der gemeinsame
Austausch über Themen, die nur selten in der Tagespolitik Platz finden, im
Vordergrund.  Wir  wollen  feiern  zu  linker  Musik  und  gemeinsam  mit
progressiven  Künstler_innen  diskutieren.

Du hast noch nicht genug gehört? Dann wird es Zeit mehr zu sehen! Komm
zum internationalen revolutionären Jugendcamp.

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

Anmeldung und Information

E-Mail: germany@onesolutionrevolution.de

Telefon: 030-62 60 77 41


